
                                                                                                                              
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Fragen zum Gegenstand des Bürgerbegehrens „Sind Sie für 
einen städtebaulichen Ideenwettbewerb?“ und den darauf 
folgenden Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
Sehr geehrte Frau Erste Stadträtin Rauber-Jung, 

 

nachstehend teilen wir Ihnen unsere rechtliche Einschätzung zu 

Ihren Fragen vom 09.11.2021 zum Gegenstand des Bürgerbe-

gehrens "Sind Sie für einen städtebaulichen Ideenwettbewerb?" 

und den darauf folgenden Beschlüssen der Stadtverordnetenver-

sammlung Bensheim mit. 

 

1. Widerspricht die Durchführung eines Werkstattverfahrens 

dem Abhilfebeschluss vom 1. Dezember 2020? 

Der Abhilfebeschluss hatte zum Gegenstand den Willen der Ini-

tiatoren und Unterstützer des Bürgerbegehrens zu entsprechen. 

Gemäß deren Antrag und dessen Begründung war das Ziel des 

Begehrens eine wahrscheinliche Bebauung des Marktplatzes zu 

verhindern und im Wege der Durchführung eines städtebaulichen 

Ideenwettbewerbs eine Partizipation der Bürgerschaft bei der Ent-

wicklung des Marktplatzes zu erreichen, welche im Ergebnis ent-

weder auf eine alternative Planung oder ein Verzicht auf eine 
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Bebauung gerichtet war. Die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung ein 

Werkstattverfahren durchzuführen, greift zwar den Gedanken der Bürgerpartizipation 

auf, auch ermöglicht dieser bei einer möglichen Bebauung auf die Wahrung bestimmter 

Blickachsen Rücksicht zu nehmen, jedoch findet der Gedanke der Initiatoren auf eine 

Bebauung gänzlich zu verzichten im Werkstattverfahren keine angemessene Berück-

sichtigung. Insoweit widerspricht die Durchführung eines Werkstattverfahrens dem Ab-

hilfebeschluss. 

 

2. Könnte die Bürgerinitiative gegen den Beschluss zur Durchführung eines 

Werkstattverfahrens klagen und wie wären ihre Erfolgschancen? 

Den Initiatoren des Bürgerbegehrens wurde sowohl mit der Entscheidung der Stadtver-

ordnetenversammlung einen Bürgerentscheid durchzuführen als auch mit der Entschei-

dung der Stadtverordnetenversammlung dem Bürgerbegehren abzuhelfen eine recht-

liche Position eingeräumt, die mit der Entscheidung ein Werkstattverfahren statt einen 

Ideenwettbewerb durchzuführen beseitigt wird. 

Eine Klage der Initiatoren gegen diese Entscheidung erachten wir zumindest als recht-

lich zulässig. Wir halten die notwendige Klagebefugnis für gegeben. Ob die Klage recht-

lich begründet ist, steht und fällt mit der Auslegung des Gerichts zu den wesentlichen 

Zielen des Bürgerbegehrens und ob diese mit dem geänderten Stadtverordnetenbe-

schluss erreichbar sind. Auch die Frage inwieweit die dreijährige Bindungsfrist des Bür-

gerentscheids auf den Abhilfebeschluss anwendbar ist, ist entscheidend für den Aus-

gang des Verfahrens. 

 

3. Gilt die dreijährige Bindungsfrist des Bürgerentscheids nach § 8b Abs. 7 HGO 

analog für den Abhilfebeschluss? 

Sowohl die Rechtsprechung, als auch die Literatur lassen in dieser Frage keine herr-

schende Meinung erkennen. 

Unter teleologischer Auslegung der Vorschrift § 8b Abs. 7 HGO gelangen wir zu der An-

sicht, dass die dreijährige Bindungsfrist eines Bürgerentscheids nicht für einen Abhilfe-

beschluss gilt. Nach dem Gesetzeszweck hat ein Stadtverordnetenbeschluss nicht die 

Wirkung eines Bürgerentscheids, sondern der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines 

Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung ergänzt um das besondere Merkmal 

einer dreijährigen Bindungswirkung. Hätte der Abhilfebeschluss die Wirkung eines Bür-

gerentscheids hätte dies gesetzlich ausdrücklich anders formuliert werden müssen, da 
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Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung grundsätzlich jederzeit geändert oder 

aufgehoben werden können. Auch ist der Verfahrensstand zu berücksichtigen, in wel-

chem der Abhilfebeschluss gefasst wird. Der Abhilfebeschluss erfolgt mit Abschluss des 

Bürgerbegehrens. Ein Bürgerbegehren drückt nicht den verbindlichen Willen der Bür-

gerschaft für oder wider eines Entscheidungsgegenstands aus, sondern ist lediglich der 

von einem Teil der Bevölkerung getragene Antrag, dass über den gewünschten Gegen-

stand eine Entscheidung der Bürgerschaft herbeigeführt werden soll. Bereits in diesem 

Stadium eine Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung herbeizuführen, welche 

die gleiche Bindungswirkung einer tatsächlichen Entscheidung durch die Bürgerschaft 

entspricht ist unverhältnismäßig. 

Schutzzweck der dreijährigen Frist ist der ausdrückliche Wille der Bürgerschaft zum 

Entscheidungsgegenstand. Der Abhilfebeschluss hingegen stellt lediglich auf den Willen 

der Initiatoren und der Unterstützer des Bürgerbegehrens ab. Dieser Wille ist in der Be-

deutung anders zu bewerten als das Ergebnis eines Bürgerentscheids. 

 

4. Lebt der Bürgerentscheid automatisch auf, sofern der Abhilfebeschluss geän-

dert oder aufgehoben wird? 

Das Bürgerbegehren betrifft das Verfahren zur Gestaltung des Marktplatzes. Sofern die 

Stadtverordnetenversammlung alle Beschlüsse in diesem Zusammenhang aufhebt und 

keinen anderen Beschluss zur Gestaltung des Areals trifft, verbleibt die rechtlich ver-

bindliche Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens. Soweit ein Bürgerbegeh-

ren rechtlich zulässig ist, ist ein Bürgerentscheid durchzuführen. Die Stadtverordneten-

versammlung hat dann nach § 55 KWG den Zeitpunkt dafür zu bestimmen, da der ur-

sprünglich dafür festgesetzte Zeitpunkt zeitlich überholt ist. 

 

Wir hoffen Ihnen mit dieser Auskunft behilflich zu sein. Für Rückfragen stehen wir gerne 

zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Stephan Gieseler 
Direktor 


